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Luftverkehrsgesetz Luftverkehrsgesetz 

( - LuftVG) 
vom: 01.08.1922 - zuletzt geän-

dert durch Art. 3 G v. 
23.10.2024 I Nr. 327 

Änderung durch Art. 2 G v. 
10.2.2026 I Nr. 40 

( - LuftVG) 
vom: 01.08.1922 - zuletzt geän-

dert durch Art. 3 G v. 
23.10.2024 I Nr. 327 

Änderung durch Art. 2 G v. 
10.2.2026 I Nr. 40 

E r s t e r  A b s c h n i t t  E r s t e r  A b s c h n i t t  

L u f t v e r k e h r  L u f t v e r k e h r  

2. Unterabschnitt 2. Unterabschnitt 

Flugplätze Flugplätze 

§ 10a § 10a 

Zeugnis nach der Verordnung (EG) Nr. 
216/2008 

Zeugnis nach der Verordnung (EU) 
2018/1139 

Für Flugplätze im Anwendungsbereich 
von Artikel 4 Absatz 3a der Verordnung 
(EG) Nr. 216/2008 entscheidet die zustän-
dige Luftfahrtbehörde auf Antrag über die 
Erteilung eines Zeugnisses gemäß Artikel 
8a der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 und 
über die Freistellung des Flugplatzes nach 
Artikel 4 Absatz 3b. Die §§ 6 bis 10 bleiben 
unberührt. 

Für Flugplätze im Anwendungsbereich 
von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe e der 
Verordnung (EU) 2018/1139 entscheidet 
die zuständige Luftfahrtbehörde auf Antrag 
über die Erteilung eines Zeugnisses gemäß 
Abschnitt IV der Verordnung (EU) 
2018/1139 und über die Freistellung des 
Flugplatzes nach Artikel 2 Absatz 7 der 
Ver-ordnung (EU) 2018/1139. Die §§ 6 bis 
10 bleiben unberührt. 
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§ 19b § 19b 

(1) Der Unternehmer eines Verkehrs-
flughafens oder Verkehrslandeplatzes trifft 
eine Regelung über die zu entrichtenden 
Entgelte für die Nutzung der Einrichtungen 
und Dienstleistungen, die mit der Beleuch-
tung, dem Starten, Landen und Abstellen 
von Luftfahrzeugen sowie mit der Abferti-
gung von Fluggästen und Fracht in Zusam-
menhang stehen (Entgeltordnung). Die 
Entgeltordnung ist der Genehmigungsbe-
hörde zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Genehmigung wird erteilt, wenn die Ent-
gelte in der Entgeltordnung nach geeigne-
ten, objektiven, transparenten und diskrimi-
nierungsfreien Kriterien geregelt sind. Ins-
besondere ist zu gewährleisten, dass  

(1) Der Unternehmer eines Verkehrs-
flughafens oder Verkehrslandeplatzes trifft 
eine Regelung über die zu entrichtenden 
Entgelte für die Nutzung der Einrichtungen 
und Dienstleistungen, die mit der Beleuch-
tung, dem Starten, Landen und Abstellen 
von Luftfahrzeugen sowie mit der Abferti-
gung von Fluggästen und Fracht in Zusam-
menhang stehen (Entgeltordnung). Die 
Entgeltordnung ist der Genehmigungsbe-
hörde zur Genehmigung vorzulegen. Die 
Genehmigung wird erteilt, wenn die Ent-
gelte in der Entgeltordnung nach geeigne-
ten, objektiven, transparenten und diskrimi-
nierungsfreien Kriterien geregelt sind. Ins-
besondere ist zu gewährleisten, dass  

1. die zu entgeltenden Dienstleistungen 
und Infrastrukturen klar bestimmt sind, 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. die Berechnung der Entgelte kostenbe-
zogen erfolgt und im Voraus festgelegt 
ist, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. allen Flugplatznutzern in gleicher 
Weise Zugang zu den Dienstleistungen 
und Infrastrukturen des Verkehrsflug-
hafens oder Verkehrslandeplatzes ge-
währt wird, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. den Flugplatznutzern nicht ohne sachli-
chen Grund Entgelte in unterschiedli-
cher Höhe auferlegt werden. 

4. u n v e r ä n d e r t  

Eine Differenzierung der Entgelte zur Ver-
folgung von öffentlichen oder allgemeinen 
Interessen ist für Verkehrsflughäfen und -
landeplätze zulässig; die hierfür herange-
zogenen Kriterien müssen geeignet, objek-
tiv und transparent sein. In der Entgeltord-
nung von Verkehrsflughäfen ist eine Diffe-
renzierung der Entgelte nach Lärmschutz-
gesichtspunkten vorzunehmen; daneben 
soll eine Differenzierung nach Schadstof-
femissionen erfolgen. 

Eine Differenzierung der Entgelte zur Ver-
folgung von öffentlichen oder allgemeinen 
Interessen ist für Verkehrsflughäfen und -
landeplätze zulässig; die hierfür herange-
zogenen Kriterien müssen geeignet, objek-
tiv und transparent sein. In der Entgeltord-
nung von Verkehrsflughäfen ist eine Diffe-
renzierung der Entgelte nach Lärmschutz-
gesichtspunkten vorzunehmen, die insbe-
sondere Anreize für die Nutzung lärmär-
merer Flugzeugmuster setzt; daneben 
soll eine Differenzierung nach Schadstof-
femissionen erfolgen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für  (2) u n v e r ä n d e r t  
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1. Gebühren zur Abgeltung von Flugsi-
cherungsdiensten nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1794/2006 der Kommis-
sion vom 6. Dezember 2006 zur Ein-
führung einer gemeinsamen Gebüh-
renregelung für Flugsicherungsdienste 
(ABl. L 341 vom 7.12.2006, S. 3), 

 

2. Entgelte zur Abgeltung für Bodenabfer-
tigungsdienste nach den §§ 6 und 9 
sowie nach Anlage 1 der Bodenabferti-
gungsdienst-Verordnung vom 10. De-
zember 1997 (BGBl. I S. 2885), die zu-
letzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 10. Mai 2011 (BGBl. I S. 820) ge-
ändert worden ist, 

 

3. Umlagen zur Finanzierung der Hilfe-
stellungen für behinderte Flugreisende 
und Flugreisende mit eingeschränkter 
Mobilität nach der Verordnung (EG) Nr. 
1107/2006 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. Juli 2006 
über die Rechte von behinderten Flug-
reisenden und Flugreisenden mit ein-
geschränkter Mobilität (ABl. L 204 vom 
26.7.2006, S. 1). 

 

(3) Unbeschadet des Absatzes 1 gilt 
für die Genehmigung der Entgeltordnung 
von Verkehrsflughäfen, die jährlich mehr 
als fünf Millionen Fluggastbewegungen auf-
weisen, Folgendes:  

(3) u n v e r ä n d e r t  

1. Der Unternehmer eines Verkehrsflug-
hafens legt den Flughafennutzern spä-
testens sechs Monate vor dem beab-
sichtigten Inkrafttreten der Entgeltord-
nung einen Entwurf mit einer Begrün-
dung zum Zwecke der Einigung vor. 
Gleiches gilt für Änderungen der Ent-
geltordnung. Die Frist nach Satz 1 gilt 
nicht, wenn außergewöhnliche Um-
stände vorliegen, die gegenüber den 
Flughafennutzern darzulegen sind. 
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2. Der Antrag auf Genehmigung ist bis 
spätestens fünf Monate vor dem In-
krafttreten der beabsichtigten Entgelt-
ordnung bei der Genehmigungsbe-
hörde zu stellen. Er ist zu begründen. 
Auf abweichende Ansichten der Flug-
hafennutzer ist einzugehen. Die in den 
Nummern 6 und 7 aufgeführten Infor-
mationen sind beizufügen. 

 

3. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn 
zwischen der Höhe der vom Unterneh-
mer des Verkehrsflughafens festgeleg-
ten Entgelte und der Höhe der voraus-
sichtlich tatsächlichen Kosten ein an-
gemessenes Verhältnis besteht und 
die Orientierung an einer effizienten 
Leistungserstellung erkennbar ist. Die 
Genehmigungsbehörde kann von der 
Prüfung nach Satz 1 absehen, wenn 
von dem Unternehmer des Verkehrs-
flughafens eine schriftliche Einigung 
mit den Flughafennutzern über die Ent-
geltordnung vorgelegt wird und kein 
Verstoß gegen das Beihilfenrecht vor-
liegt. 

 

4. Die Entscheidung der Genehmigungs-
behörde soll innerhalb von zwei Mona-
ten nach Eingang des Antrags auf Ge-
nehmigung der Entgeltordnung erge-
hen. Die Genehmigungsentscheidung 
ist grundsätzlich spätestens zwei Mo-
nate vor ihrem Inkrafttreten in den 
Nachrichten für Luftfahrer zu veröffent-
lichen. 

 

5. Der Unternehmer des Verkehrsflugha-
fens führt mindestens einmal im Jahr 
eine Konsultation mit den Flughafen-
nutzern bezüglich der Entgeltordnung 
durch. Der Termin ist den Flughafen-
nutzern spätestens einen Monat im Vo-
raus bekannt zu geben. Die Flughafen-
nutzer können zur Konsultation ihre 
Verbände hinzuziehen oder Vertreter 
benennen. 

 

6. Der Unternehmer des Verkehrsflugha-
fens hat den Flughafennutzern recht-
zeitig vor dem Konsultationstermin fol-
gende Unterlagen und Informationen 
vorzulegen:  
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a) ein Verzeichnis der verschiedenen 
Dienstleistungen und Infrastruktu-
ren, die im Gegenzug für das er-
hobene Flughafenentgelt bereitge-
stellt werden; 

 

b) die für die Festsetzung der Flug-
hafenentgelte verwendete Me-
thode; 

 

c) die Gesamtkostenstruktur hinsicht-
lich der Einrichtungen und Dienst-
leistungen, auf die sich die Flugha-
fenentgelte beziehen. Diese sollte 
erkennen lassen, dass sich der 
Unternehmer eines Verkehrsflug-
hafens an einer effizienten Leis-
tungserstellung orientiert hat; 

 

d) die Erlöse der verschiedenen Ent-
gelte und Gesamtkosten der damit 
finanzierten Dienstleistungen; 

 

e) jegliche Finanzierung von Einrich-
tungen und Dienstleistungen durch 
die öffentliche Hand, auf die sich 
die Flughafenentgelte beziehen; 

 

f) die voraussichtliche Entwicklung 
der Entgelte und des Verkehrsauf-
kommens am Verkehrsflughafen 
sowie beabsichtigte Investitionen; 

 

g) die tatsächliche Nutzung der Infra-
struktur und der Gerätschaften des 
Verkehrsflughafens in einem be-
stimmten Zeitraum sowie 
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h) das absehbare Ergebnis geplanter 
größerer Investitionen hinsichtlich 
ihrer Auswirkungen auf die Flug-
hafenkapazität. Als Investitionen 
kommen hierbei nur solche in Be-
tracht, die dem unmittelbaren Aus-
bau des Verkehrsflughafens als 
verkehrliche Einrichtung dienen. 
Vorfinanzierungen sollen nur be-
rücksichtigt werden, wenn Flugha-
fennutzer von verbesserten oder 
kostengünstigeren Leistungen pro-
fitieren, die entsprechenden Ent-
geltanteile ausschließlich für die 
Finanzierung der geplanten Infra-
strukturvorhaben verwendet wer-
den und sie zeitlich begrenzt erho-
ben werden. 

 

7. Die Flughafennutzer haben dem Unter-
nehmer eines Verkehrsflughafens 
rechtzeitig vor dem Konsultationster-
min insbesondere folgende Informatio-
nen zur Verfügung zu stellen:  

 

a) voraussichtliches Verkehrsauf-
kommen, 

 

b) voraussichtliche Zusammenset-
zung und beabsichtigter Einsatz 
ihrer Flotte, 

 

c) geplante Ausweitung ihrer Tätig-
keit auf dem betreffenden Flugha-
fen und 

 

d) Anforderungen an den betreffen-
den Flughafen. 

 

8. Die im Rahmen der Konsultation über-
mittelten oder erhaltenen Informatio-
nen sind als vertraulich oder wirtschaft-
lich schutzwürdig anzusehen und zu 
behandeln. Im Fall von börsennotierten 
Unternehmen sind insbesondere bör-
senrechtliche Vorgaben zu beachten. 
Bei der Übermittlung der Informationen 
an Verbände und benannte Vertreter 
stellen die Flughafennutzer sicher, 
dass die Vertraulichkeit gewahrt wird. 
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9. Dem Unternehmer eines Verkehrsflug-
hafens ist freigestellt, ob und inwieweit 
er Erlöse und Kosten aus den sonsti-
gen kommerziellen Tätigkeiten des 
Flughafens bei der Festlegung der Ent-
gelte berücksichtigt. 

 

(4) Ein Flughafenunternehmen nach 
Absatz 3, das in einem Ballungsgebiet 
mehr als einen Verkehrsflughafen betreibt, 
kann mit Zustimmung der Genehmigungs-
behörde eine für alle Verkehrsflughäfen 
geltende Entgeltordnung erlassen. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Um einen reibungslosen und effi-
zienten Betrieb auf einem Flughafen si-
cherzustellen, können die Unternehmer 
von Verkehrsflughäfen nach Absatz 3 und 
die Flughafennutzer Leistungsvereinbarun-
gen bezüglich der Qualität der am Flugha-
fen zu erbringenden Dienstleistungen ab-
schließen. Dabei sind die Entgeltordnung 
sowie Art und Umfang der Dienstleistun-
gen, auf die die Flughafennutzer im Gegen-
zug für die Zahlung von Flughafenentgelten 
Anrecht haben, zu berücksichtigen. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

4. Unterabschnitt 4. Unterabschnitt 

Verkehrsvorschriften Verkehrsvorschriften 

§ 25 § 25 

(1) Luftfahrzeuge dürfen außerhalb 
der für sie genehmigten Flugplätze nur 
starten und landen, wenn der Grundstücks-
eigentümer oder sonst Berechtigte zuge-
stimmt und die Luftfahrtbehörde eine Er-
laubnis erteilt hat. Für Starts und Landun-
gen von nicht motorgetriebenen Luftsport-
geräten tritt an die Stelle der Erlaubnis der 
Luftfahrtbehörde die Erlaubnis des Beauf-
tragten nach § 31c; dieser hat die Zustim-
mung der Luftfahrtbehörde einzuholen, 
wenn das Außenlandegelände weniger als 
5 Kilometer von einem Flugplatz entfernt 
ist. Luftfahrzeuge dürfen außerdem auf 
Flugplätzen  

(1) Luftfahrzeuge dürfen außerhalb 
der für sie genehmigten Flugplätze nur 
starten und landen, wenn der Grundstücks-
eigentümer oder sonst Berechtigte zuge-
stimmt und die Luftfahrtbehörde eine Er-
laubnis erteilt hat. Für Starts und Landun-
gen von nicht motorgetriebenen Luftsport-
geräten tritt an die Stelle der Erlaubnis der 
Luftfahrtbehörde die Erlaubnis des Beauf-
tragten nach § 31c; dieser hat die Zustim-
mung der Luftfahrtbehörde einzuholen, 
wenn das Außenlandegelände weniger als 
5 Kilometer von einem Flugplatz entfernt 
ist. Es ist verboten, mit Luftfahrzeugen 
auf Flugplätzen 
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1. außerhalb der in der Flugplatzgeneh-
migung festgelegten Start- oder Lande-
bahnen oder 

1. u n v e r ä n d e r t  

2. außerhalb der Betriebsstunden des 
Flugplatzes oder 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. innerhalb von Betriebsbeschränkungs-
zeiten für den Flugplatz 

3. u n v e r ä n d e r t  

nur starten und landen, wenn der Flugplat-
zunternehmer zugestimmt und die Geneh-
migungsbehörde eine Erlaubnis erteilt hat. 
Die Erlaubnis nach Satz 1, 2 oder 3 kann 
allgemein oder im Einzelfall erteilt, mit Auf-
lagen verbunden und befristet werden. 

einen Start oder eine Landung durchzu-
führen oder durchführen zu lassen, 
wenn der Flugplatzunternehmer nicht zu-
gestimmt und die Genehmigungsbehörde 
eine Erlaubnis nicht erteilt hat. Die Erlaub-
nis nach Satz 1, 2 oder 3 kann allgemein 
oder im Einzelfall erteilt, mit Auflagen ver-
bunden und befristet werden. 

(2) Einer Erlaubnis und Zustimmung 
nach Absatz 1 bedarf es nicht, wenn  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. der Ort der Landung infolge der Eigen-
schaften des Luftfahrzeugs nicht vo-
rausbestimmbar ist, 

 

2. die Landung auf einer Landestelle an 
einer Einrichtung von öffentlichem Inte-
resse im Sinne von Absatz 4 erfolgt 
oder 

 

3. die Landung aus Gründen der Sicher-
heit oder zur Hilfeleistung bei einer Ge-
fahr für Leib oder Leben einer Person 
erforderlich ist; das Gleiche gilt für den 
Wiederstart nach einer solchen Lan-
dung mit Ausnahme des Wiederstarts 
nach einer Notlandung. 

 

In den Fällen des Satzes 1 Nummer 1 und 
2 ist die Besatzung des Luftfahrzeugs ver-
pflichtet, dem Berechtigten über Namen 
und Wohnsitz des Halters, des Luftfahr-
zeugführers sowie des Versicherers Aus-
kunft zu geben; bei einem unbemannten 
Luftfahrzeug ist sein Halter zu entspre-
chender Auskunft verpflichtet. Nach Ertei-
lung der Auskunft darf der Berechtigte den 
Abflug oder die Abbeförderung des Luft-
fahrzeugs nicht verhindern. 
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(3) Der Berechtigte kann Ersatz des 
ihm durch den Start oder die Landung ent-
standenen Schadens nach den sinngemäß 
anzuwendenden §§ 33 bis 43 beanspru-
chen. 

(3) u n v e r ä n d e r t  

(4) Wer eine Landestelle an einer Ein-
richtung von öffentlichem Interesse nach 
Anhang II ARO.OPS.220 in Verbindung mit 
Anhang IV CAT.POL.H.225 der Verord-
nung (EU) Nr. 965/2012 der Kommission 
vom 5. Oktober 2012 zur Festlegung tech-
nischer Vorschriften und von Verwaltungs-
verfahren in Bezug auf den Flugbetrieb ge-
mäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 
des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes (ABl. L 296 vom 25.10.2012, S. 1) in 
der jeweils geltenden Fassung nutzt, be-
darf der Genehmigung. Die Genehmigung 
wird vom Luftfahrt-Bundesamt erteilt. Sie 
kann mit Auflagen verbunden und befristet 
werden. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) § 30 Absatz 2 bleibt unberührt. (5) u n v e r ä n d e r t  

7. Unterabschnitt 7. Unterabschnitt 

Gemeinsame Vorschriften Gemeinsame Vorschriften 

§ 32b § 32b 

(1) Zur Beratung der Genehmigungs-
behörde sowie des Bundesaufsichtsamtes 
für Flugsicherung und der Flugsicherungs-
organisation über Maßnahmen zum Schutz 
gegen Fluglärm und gegen Luftverunreini-
gungen durch Luftfahrzeuge wird für jeden 
Verkehrsflughafen, der dem Fluglinienver-
kehr angeschlossen ist und für den ein 
Lärmschutzbereich nach dem Gesetz zum 
Schutz gegen Fluglärm festzusetzen ist, 
eine Kommission gebildet. Ist die Anlage 
eines neuen Flugplatzes geplant, wird die 
Kommission vor Einleitung des Genehmi-
gungsverfahrens gebildet. 

(1) u n v e r ä n d e r t  
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 (1a) Für die Beratung von Flugver-
fahren sollen der Kommission insbe-
sondere Un-terlagen zu den in Betracht 
gezogenen Flugverfahren, zu deren vo-
raussichtlichen Auswirkungen auf die 
Fluglärmsituation und zu den wesentli-
chen Gründen für die Auswahl des be-
vorzugten Flugverfahrens übermittelt 
werden. Die Kommission soll diese Un-
terlagen und ihre Empfehlungen veröf-
fentlichen. 

(2) Die Genehmigungsbehörde das 
Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung so-
wie die Flugsicherungsorganisation unter-
richten die Kommission über die aus Lärm-
schutzgründen oder zur Verringerung der 
Luftverunreinigung durch Luftfahrzeuge be-
absichtigten Maßnahmen. Vor Erteilung der 
Genehmigung zur Anlage oder Erweiterung 
eines Flugplatzes nach § 6 Abs. 4 Satz 2 
ist der Kommission der Genehmigungsan-
trag mit den vorgeschriebenen Unterlagen 
zuzuleiten. 

(2) u n v e r ä n d e r t  

(3) Die Kommission ist berechtigt, der 
Genehmigungsbehörde, dem Bundesauf-
sichtsamt für Flugsicherung sowie der 
Flugsicherungsorganisation Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung gegen Flug-
lärm oder zur Verringerung der Luftverun-
reinigung durch Luftfahrzeuge in der Um-
gebung des Flugplatzes vorzuschlagen. 
Halten die Genehmigungsbehörde, das 
Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung oder 
die Flugsicherungsorganisation die vorge-
schlagenen Maßnahmen für nicht geeignet 
oder für nicht durchführbar, so teilen sie 
dies der Kommission unter Angabe der 
Gründe mit. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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(4) Der Kommission sollen angehö-
ren: Vertreter der vom Fluglärm in der Um-
gebung des Flugplatzes betroffenen Ge-
meinden, Vertreter der Bundesvereinigung 
gegen Fluglärm, Vertreter der Luftfahrzeug-
halter, Vertreter des Flugplatzunterneh-
mers, Vertreter der von der Landesregie-
rung bestimmten obersten Landesbehör-
den. In die Kommission können weitere 
Mitglieder berufen werden, soweit es die 
besonderen Umstände des Einzelfalles er-
fordern. In die Kommission sollen nicht 
mehr als 15 Mitglieder berufen werden. Die 
Mitgliedschaft ist ehrenamtlich. 

(4) u n v e r ä n d e r t  

(5) Die Mitglieder der Kommission 
werden von der Genehmigungsbehörde 
berufen. Die Kommission gibt sich eine Ge-
schäftsordnung und wählt aus ihrer Mitte 
den Vorsitzenden. Die Geschäftsordnung 
und die Wahl des Vorsitzenden bedürfen 
der Zustimmung der Genehmigungsbe-
hörde. 

(5) u n v e r ä n d e r t  

(6) Zu den Sitzungen der Kommission 
ist die Genehmigungsbehörde, das Bun-
desaufsichtsamt für Flugsicherung sowie 
die Flugsicherungsorganisation einzuladen. 
Die durch die Sitzungen entstehenden Kos-
ten trägt das Land, in dessen Gebiet der 
Flugplatz liegt. 

(6) u n v e r ä n d e r t  

(7) Die Genehmigungsbehörde ordnet 
für andere als die in Absatz 1 bezeichneten 
Flugplätze die Bildung einer Kommission 
an, wenn hierzu aus Gründen des Lärm-
schutzes oder zur Verringerung der Luft-
verunreinigung durch Luftfahrzeuge ein Be-
dürfnis besteht. Die Absätze 1 bis 6 gelten 
sinngemäß. 

(7) u n v e r ä n d e r t  

D r i t t e r  A b s c h n i t t  D r i t t e r  A b s c h n i t t  

S t r a f -  u n d  B u ß g e l d v o r -
s c h r i f t e n  

S t r a f -  u n d  B u ß g e l d v o r -
s c h r i f t e n  

§ 58 § 58 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig  
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1. den im Rahmen der Luftaufsicht (§ 29) 
erlassenen Verfügungen zuwiderhan-
delt, 

1. u n v e r ä n d e r t  

1a. entgegen § 4a Absatz 1 ein Luftfahr-
zeug führt oder bedient unter dem Ein-
fluss von Alkohol oder anderen 
psychoaktiven Substanzen, die seine 
Dienstfähigkeit beeinträchtigen oder 
ausschließen, 

1a. u n v e r ä n d e r t  

2. es unternimmt, ohne die Erlaubnis 
nach § 5 Abs. 1 Luftfahrer auszubilden, 

2. u n v e r ä n d e r t  

3. ohne die nach § 6 Abs. 1 oder 4 erfor-
derliche Genehmigung einen Flugplatz 
anlegt, wesentlich erweitert, ändert 
oder betreibt, 

3. u n v e r ä n d e r t  

4. Luftfahrthindernisse, die nach § 15 
Abs. 2 der Genehmigung bedürfen, 
ohne Genehmigung errichtet oder ent-
gegen § 16a Abs. 1 Satz 2 das Beste-
hen oder den Beginn des Errichtens 
oder Abbauens der dort genannten An-
lagen nicht unverzüglich anzeigt, 

4. u n v e r ä n d e r t  

4a. bis 4f. (weggefallen) u n v e r ä n d e r t  

5. ohne Genehmigung nach § 20 Absatz 
1 Satz 1 oder nach § 21a Satz 1 ein 
Luftfahrtunternehmen betreibt, 

5. u n v e r ä n d e r t  

5a. entgegen § 20a Nummer 1 eine Zu-
satzleistung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig kennt-
lich macht oder die Entscheidung über 
eine Zusatzleistung nicht dem Buchen-
den überlässt, 

5a. u n v e r ä n d e r t  

5b. entgegen § 20a Nummer 2 Zugang 
nicht gewährt, 

5b. u n v e r ä n d e r t  

6. entgegen § 21 Abs. 1 oder 4 Satz 1 
oder § 21a ohne die erforderliche Ge-
nehmigung Fluglinienverkehr betreibt, 

6. u n v e r ä n d e r t  
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6a. entgegen § 21 Abs. 2 Satz 1, auch in 
Verbindung mit § 21a Satz 2, Flug-
pläne, Beförderungsentgelte oder Be-
förderungsbedingungen nicht oder 
nicht rechtzeitig vorlegt oder entgegen 
§ 21 Abs. 2 Satz 2, auch in Verbindung 
mit § 21a Satz 2, diese anwendet, 

6a. u n v e r ä n d e r t  

7. entgegen den nach § 22 vorgeschrie-
benen Bedingungen und Auflagen oder 
ausgesprochenen Untersagungen Ge-
legenheitsverkehr betreibt, 

7. u n v e r ä n d e r t  

8. ohne Genehmigung nach § 24 Abs. 1 
Luftfahrtveranstaltungen durchführt, 

8. u n v e r ä n d e r t  

8a. als Führer eines Luftfahrzeugs entge-
gen § 25 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 oder 3 
startet oder landet, 

8a. entgegen § 25 Absatz 1 Satz 3 Num-
mer 2 oder 3 einen Start oder eine 
Landung durchführt oder durchfüh-
ren lässt, 

9. sich der Pflicht zur Auskunftserteilung 
nach § 25 Abs. 2 entzieht, 

9. u n v e r ä n d e r t  

9a. ohne Genehmigung nach § 25 Absatz 
4 Satz 1 eine Landestelle an einer Ein-
richtung von öffentlichem Interesse 
nutzt oder einer vollziehbaren Auflage 
nach § 25 Absatz 4 Satz 2 zuwiderhan-
delt, 

9a. u n v e r ä n d e r t  

10. einer Rechtsverordnung nach § 32 
oder einer vollziehbaren Anordnung 
oder Auflage auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, so-
weit die Rechtsverordnung für einen 
bestimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

10. u n v e r ä n d e r t  

11. den schriftlichen vollziehbaren Aufla-
gen einer Erlaubnis nach § 2 Abs. 6 
oder 7, § 5 Abs. 1, § 25 Abs. 1, § 27 
Abs. 1 oder 2 oder einer Genehmigung 
nach § 6 Abs. 1, § 15 Abs. 2 Satz 1, § 
20 Abs. 1, §§ 21, 22 oder 24 Abs. 1 
oder einer Beschränkung nach § 23a 
zuwiderhandelt, 

11. u n v e r ä n d e r t  

12. ohne Erlaubnis nach § 2 Abs. 6 mit ei-
nem Luftfahrzeug den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verlässt, 

12. u n v e r ä n d e r t  
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12a. ohne Erlaubnis nach § 2 Abs. 7 mit 
einem Luftfahrzeug in den Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes einfliegt oder 
auf andere Weise ein Luftfahrzeug 
dorthin verbringt, 

12a. u n v e r ä n d e r t  

13. einer unmittelbar geltenden Vorschrift 
in Rechtsakten der Europäischen 
Union, die das Luftrecht regeln, zuwi-
derhandelt, soweit eine Rechtsverord-
nung nach § 32 Abs. 5a für einen be-
stimmten Tatbestand auf diese Buß-
geldvorschrift verweist, 

13. u n v e r ä n d e r t  

14. entgegen § 1b Abs. 1 die international 
verbindlichen Luftverkehrsregeln und 
Betriebsvorschriften außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
nicht beachtet und befolgt, 

14. u n v e r ä n d e r t  

15. entgegen 15. u n v e r ä n d e r t  

a) § 43 Abs. 2 Satz 1,  

b) § 50 Abs. 1 Satz 1 oder  

c) Artikel 4 Abs. 1 in Verbindung mit 
Artikel 6 Abs. 1 oder 2 oder Artikel 
7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 
785/2004 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 21. Ap-
ril 2004 über Versicherungsanfor-
derungen an Luftfahrtunternehmen 
und Luftfahrzeugbetreiber (ABl. 
EU Nr. L 138 S. 1), soweit nicht 
die Versicherung zur Deckung der 
Haftung für die Zerstörung, die Be-
schädigung und den Verlust von 
Gütern betroffen ist, 

 

jeweils in Verbindung mit einer Rechts-
verordnung nach § 32 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 12 Satz 1, eine Haftpflichtversiche-
rung nicht unterhält, 

 

16. entgegen § 64 Absatz 5 Satz 2 eine 
Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig macht, 

16. u n v e r ä n d e r t  
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17. gegen die Verordnung (EU) Nr. 
965/2012 der Kommission vom 5. Ok-
tober 2012 zur Festlegung technischer 
Vorschriften und von Verwaltungsver-
fahren in Bezug auf den Flugbetrieb 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
216/2008 des Europäischen Parla-
ments und des Rates (ABl. L 296 vom 
25.10.2012, S. 1), die zuletzt durch die 
Verordnung (EU) 2015/1329 (ABl. L 
206 vom 1.8.2015, S. 21) geändert 
worden ist, verstößt, indem er  

17. u n v e r ä n d e r t  

a) ein Luftverkehrsbetreiberzeugnis 
nach Anhang III ORO.AOC.100 
Buchstabe a der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig, nicht in der vor-
geschriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig beantragt oder einholt, 
oder 

 

b) eine Erklärung nach Anhang III 
ORO.DEC.100 Buchstabe a, b, d 
oder e der Verordnung (EU) Nr. 
965/2012 nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig, nicht in der vorge-
schriebenen Weise oder nicht 
rechtzeitig abgibt, 

 

18. entgegen § 66a Absatz 3 Satz 1 oder § 
66b Absatz 3 Satz 1 die dort genann-
ten Daten nicht, nicht richtig, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig übermit-
telt oder deren Richtigkeit nicht, nicht 
richtig oder nicht rechtzeitig belegt 
oder 

18. u n v e r ä n d e r t  

19. entgegen § 66a Absatz 3 Satz 2 oder § 
66b Absatz 3 Satz 3 eine dort ge-
nannte Änderung nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
übermittelt. 

19. u n v e r ä n d e r t  
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(2) Ordnungswidrig handelt, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig gegen die Durch-
führungsverordnung (EU) 2019/947 der 
Kommission vom 24. Mai 2019 über die 
Vorschriften und Verfahren für den Betrieb 
unbemannter Luftfahrzeuge (ABl. L 152 
vom 11.6.2019, S. 45), die zuletzt durch die 
Durchführungsverordnung (EU) 2020/746 
(ABl. L 176 vom 5.6.2020, S. 13) geändert 
worden ist, verstößt, indem er  

(2) u n v e r ä n d e r t  

1. ohne Betriebsgenehmigung oder Erklä-
rung nach Artikel 3 Buchstabe b in Ver-
bindung mit Artikel 12 oder Artikel 5 
Absatz 5 ein unbemanntes Luftfahr-
zeugsystem betreibt, 

 

2. ohne Zulassung oder Betreiberzeugnis 
nach Artikel 3 Buchstabe c in Verbin-
dung mit Artikel 6 ein unbemanntes 
Luftfahrzeugsystem betreibt, 

 

3. entgegen Artikel 13 Absatz 1, 3 oder 4 
einen Antrag, eine dort genannte Er-
klärung, Bestätigung, Kopie oder An-
gabe nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht vor der erstmaligen 
Aufnahme des Betriebs vorlegt, 

 

4. entgegen Artikel 14 Absatz 8 die Re-
gistrierungsnummer nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht vor der 
erstmaligen Aufnahme des Betriebs 
anbringt, 
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5. entgegen Artikel 19 Absatz 2 in Verbin-
dung mit Artikel 4 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Absatz 7 der Verordnung 
(EU) Nr. 376/2014 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 3. April 
2014 über die Meldung, Analyse und 
Weiterverfolgung von Ereignissen in 
der Zivilluftfahrt, zur Änderung der Ver-
ordnung (EU) Nr. 996/2010 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/42/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates und der Verord-
nungen (EG) Nr. 1321/2007 und (EG) 
Nr. 1330/2007 der Kommission (ABl. L 
122 vom 24.4.2014, S. 18), die durch 
die Verordnung (EU) 2018/1139 (ABl. 
L 212 vom 22.8.2018, S. 1) geändert 
worden ist, eine Meldung nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig macht, 

 

6. als Fernpilot entgegen Punkt UAS.O-
PEN.010 Nummer 2 Satz 1 in Teil A 
des Anhangs einen dort genannten Ab-
stand nicht hält, 

 

7. entgegen Punkt UAS.OPEN.020 Num-
mer 1, 2, 3 oder 4, Punkt UAS.O-
PEN.030 Nummer 1 oder 2 oder Punkt 
UAS.OPEN.040 Nummer 1, 2 oder 3 in 
Teil A des Anhangs ein unbemanntes 
Luftfahrzeugsystem betreibt, 

 

8. als Betreiber entgegen Punkt UAS.O-
PEN.020 Nummer 5, Punkt UAS.O-
PEN.030 Nummer 3 oder Punkt 
UAS.OPEN.040 Nummer 4 in Teil A 
des Anhangs ein unbemanntes Luft-
fahrzeugsystem betreibt, 

 

9. entgegen Punkt UAS.OPEN.050 in Teil 
A, Punkt UAS.SPEC.050 in Teil B oder 
Punkt UAS.LUC.030 Nummer 2 in Teil 
C des Anhangs eine dort genannte An-
forderung nicht erfüllt, 

 

10. entgegen Punkt UAS.OPEN.060 in Teil 
A, Punkt UAS.SPEC.060 in Teil B, 
Punkt UAS.STS-01.040 oder Punkt 
UAS.STS-02.040 in Anlage 1 des An-
hangs eine dort genannte Vorschrift 
nicht beachtet, 
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11. entgegen Punkt UAS.SPEC.010 Satz 1 
in Teil B des Anhangs eine Bewertung 
oder Erklärung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht vor der erstmali-
gen Aufnahme des Betriebs vorlegt, 

 

12. entgegen Punkt UAS.SPEC.020 Num-
mer 5 in Teil B des Anhangs eine Un-
terrichtung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig vor-
nimmt, 

 

13. entgegen Punkt UAS.SPEC.030 Num-
mer 2 in Teil B des Anhangs einen An-
trag auf Aktualisierung nicht, nicht rich-
tig, nicht vollständig oder nicht unver-
züglich einreicht, 

 

14. entgegen Punkt UAS.SPEC.090 in Teil 
B oder Punkt UAS.LUC.090 in Teil C 
des Anhangs einen dort genannten Zu-
gang nicht gewährt, 

 

15. entgegen Punkt UAS.SPEC.100 Num-
mer 1 in Teil B des Anhangs einen dort 
genannten Vermerk nicht, nicht richtig, 
nicht vollständig oder nicht innerhalb 
von 24 Stunden nach Abschluss des 
jeweiligen Betriebs macht, 

 

16. entgegen Punkt UAS.SPEC.100 Num-
mer 2 in Teil B des Anhangs sich an 
eine dort genannte Anweisung nicht 
hält, 

 

17. entgegen Punkt UAS.LUC.020 in Teil 
C des Anhangs, Punkt UAS.STS-
01.030 oder Punkt UAS.STS-02.030 in 
Anlage 1 des Anhangs eine dort ge-
nannte Anforderung nicht erfüllt, 

 

18. entgegen Punkt UAS.LUC.030 Num-
mer 1 in Teil C des Anhangs ein Si-
cherheitsmanagementsystem nicht, 
nicht richtig oder nicht vor Erteilung 
des Betreiberzeugnisses einrichtet 
oder nicht aufrechterhält, 
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19. entgegen Punkt UAS.LUC.040 Num-
mer 1 in Teil C des Anhangs ein Hand-
buch nicht, nicht richtig, nicht vollstän-
dig, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht vor Erteilung des Be-
treiberzeugnisses zur Verfügung stellt, 

 

20. entgegen Punkt UAS.LUC.070 in Teil 
C des Anhangs eine Genehmigung 
nicht oder nicht rechtzeitig einholt, 

 

21. als Fernpilot entgegen Punkt 
UAS.STS-01.010 Nummer 1, Punkt 
UAS.STS-01.020 Nummer 1 Buch-
stabe a, b, c, d oder e, Punkt 
UAS.STS-02.010 Nummer 1 oder 
Punkt UAS.STS-02.020 Nummer 1, 2, 
3, 4, 5, 6 oder 7 in Anlage 1 des An-
hangs eine dort genannte Vorschrift 
nicht beachtet, 

 

22. als Betreiber entgegen Punkt 
UAS.STS-01.020 Nummer 1 Buch-
stabe f oder Punkt UAS.STS-02.020 
Nummer 8 in Anlage 1 des Anhangs 
eine dort genannte Vorschrift nicht be-
achtet, 

 

23. entgegen Punkt UAS.STS-02.050 in 
Anlage 1 des Anhangs eine dort ge-
nannte Vorschrift nicht beachtet oder 

 

24. entgegen Anlage 3 Satz 1 oder 2, auch 
in Verbindung mit Satz 3 oder 4, eine 
Erklärung nicht richtig vorlegt. 

 

(3) Die Ordnungswidrigkeit nach Ab-
satz 1 Nummer 2, 3, 9, 12, 12a und 16 
kann mit einer Geldbuße bis zu zehntau-
send Euro, die Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 1 Nummer 5 bis 7 und 13 mit einer 
Geldbuße bis zu dreißigtausend Euro, die 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 
1, 1a, 4, 8, 8a, 10, 11, 14, 15, 18 und 19 
sowie nach Absatz 2 mit einer Geldbuße 
bis zu fünfzigtausend Euro geahndet wer-
den. 

(3) u n v e r ä n d e r t  
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